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Verschiedene qualitative Befragungen von Personen, die auf 
Leistungen verzichten, ermöglichen ein besseres Verständnis 
des Verhältnisses der Zielgruppen zu Sozialleistungen, aber 
auch zu Angeboten in anderen Bereichen wie Pflege oder 
Gesundheit

Für den Schweizer Kontext zeigen neuere Studien (Lucas 
et al., 2019) insbesondere den (unnötigen) Aufwand, die 
Erschöpfung und das Gefühl, sich im System zu verlieren. 
Häufig wird auch die Phobie vor amtlichen Schreiben ge-
nannt, die dazu führt, dass manche Personen ihre Post nicht 
mehr öffnen. Die Analyse der verschiedenen Umfragen der 
letzten Jahre zeigt ein Vokabular der Angst, wenn Menschen 
über ihre Odyssee auf dem Weg zu Sozial- und/oder Gesund-
heitsleistungen sprechen, auf die sie Anspruch haben könn-
ten. Die Ängste, die genannt werden, sind nicht alle gleich 
und manchmal sehr spezifisch, je nach Zielgruppe und/oder 
Angebot: Sie können sich auf die administrativen Schritte 

beziehen, die für den Zugang zu Rechten erforderlich sind, 
oder auf die Angst vor dem Urteil bestimmter Fachleute 
(Beltran, Revil, 2019; Beltran, Revil, Costentin, 2021). Dann 
wird auch die Angst vor den möglichen Folgen eines Unter-
stützungsantrags genannt, insbesondere die Möglichkeit, 
den Aufenthaltstitel zu verlieren (Lucas, 2020) oder später 
zu Unrecht gewährte Beträge zurückzahlen zu müssen 
(Mazet, Revil, 2018; Lucas et al., 2019). In anderen Fällen 
geht es um die Auswirkungen des Leistungsbezugs auf die 
familiären Beziehungen (Gent, Revil, 2022) oder auf die be-
rufliche Laufbahn (Revil und Olm, 2022; Lucas et al., 2019) 
und um die Tatsache, dass man sichtbar wird, sobald man 
sich an eine Behörde wendet. Die Digitalisierung des Zu-
gangs zu sozialen Rechten hat einige dieser Ängste verstärkt 
und neue hervorgerufen, zum Beispiel die Angst, diese ad-
ministrativen Schritte nicht durchführen zu können, weil 
man keinen oder nur eingeschränkten Zugang zu Computern 
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und/oder digitalen Geräten hat, bestimmte 
Tools nicht nutzen zu können oder Fehler zu 
machen, ohne die Möglichkeit zu haben, sich 
vor dem Absenden des Antrags von einer Fach-
person beraten zu lassen. 

Der Begriff Phobie wird von den Befragten 
jedoch nur selten verwendet. In einer Barome-
terbefragung zum Phänomen der Nichtbeantra-
gung berichtet ein Mann von seiner Odyssee bis 
zum Erhalt einer Energiekostenzulage. Dabei 
fallen folgende Worte: «Ich habe eine Phobie 
vor der Verwaltung entwickelt, weil es meistens 
nicht klappt, man bekommt nicht einmal eine 
Antwort.» Und: «Mir bleibt nichts anderes übrig, 
als es wieder zu versuchen, auch wenn es mich 
Zeit und Nerven kostet» (Revil und Olm, 2022). 
Es ist jedoch wichtig, zu wissen, dass das Phäno-
men der Nichtnutzung bei Menschen, die in 
mehrfacher Hinsicht in prekären Verhältnissen 
leben, stärker ausgeprägt ist. Ihre Ängste und 
Befürchtungen vor administrativen Schritten ste-
hen nämlich der Herausforderung gegenüber, 
für sich und ihre Familie sorgen zu können, wes-
halb sie den eingeschlagenen Weg zur Durch-
setzung und Wahrung ihrer Rechte in der Regel 
weitergehen (müssen). 

Unseres Erachtens ist es nicht zielführend, 
systematisch den Begriff «Phobie» zu verwen-
den, um die Befürchtungen und Ängste, die 
Menschen auf ihrem Weg zu ihren sozialen Rech-
ten empfinden, zu beschreiben.

Wie auch das CHUV betont, zeichnen sich 
Phobien durch ihre übermässige und unverhält-
nismässige Dimension aus, womit der Begriff 
«Phobie» unserer Meinung nach beim Phäno-
men der Nichtbeanspruchung nicht angemessen 
zutrifft. Wenn Menschen ihre Ängste in Bezug 
auf den Zugang zu ihren Rechten und deren Auf-
rechterhaltung schildern, beziehen sich diese in 
der Regel auf die Komplexität der Verwaltung, 
auf den Paradigmenwechsel in der Sozialpolitik 
– so die stärkere Ausrichtung auf bestimmte 
Zielgruppen, die Aktivierung der Leistungen 
und die erwarteten Gegenleistungen – und ihre 
Umsetzung – die mittlerweile teilweise digital 
und ohne physische Anlaufstelle erfolgt – oder 
dann auf ihre früheren Erfahrungen mit der 
Verwaltung, bei denen sich die Betroffenen nicht 
ernst genommen fühlten (Revil, Warin und Ga-
jdos, 2016). Sowohl in der Schweiz als auch in 
Frankreich haben die Arbeiten Formen von ad-
ministrativer Hostilität (Défenseur des droits, 
2018) identifiziert. Es ist von einem anstrengen-
den Verhältnis zu den Behörden die Rede, von 
einer Mutlosigkeit angesichts der Anforderun-
gen; einen Prozess, den Catherine Delcroix 
(2005) als «Demoralisierung» bezeichnete. Die 

von den Befragten geäusserten Befürchtungen 
und Ängste sind damit weder über- noch unver-
hältnismässig, wenn man sie in Relation zu den 
Schwierigkeiten und den negativen Emotionen 
setzt, die die Beantragung oder gar der Erhalt 
von Leistungen aus der Sicht der Betroffenen 
auslösen können. 

Gerade auch weil Phobien auf individuelle 
Probleme zurückzuführen sind (Figueiredo, 
2015), ziehen wir es vor, die Frage der Nichtbe-
anspruchung nicht mit diesem Begriff zu erläu-
tern. Die qualitativen Umfragen, die auf Ansätze 
beruhen, bei denen die sozialpolitischen Ziel-
gruppen im Fokus stehen, unterstützen nämlich 
eine Ausweitung der Auslegung des Begriffs 
«Nichtbeanspruchung», um den individualisie-
renden und die Verantwortung der Adressat*in-
nen einschränkenden Charakter zu begrenzen. 
Definiert man die Nichtbeanspruchung als die 
Tatsache, dass Menschen ihre Rechte nicht in 
Anspruch nehmen, soll die Vorstellung abgelegt 
werden, dass die Betroffenen die Rechte nicht 
beantragen, sondern sie die ihnen zustehenden 
Leistungen nicht beziehen / nicht erhalten. 
Wenn man die Dinge so formuliert, werden die 
Verantwortlichkeiten neu verteilt und hervor
gehoben, welche Rolle das «Angebot» bei der 
Entstehung von Situationen der Nichtbean
spruchung hat. Mit dem Begriff «Angebot» un-
weigerlich verbunden sind die politischen Ent-
scheidungen zu unserem Sozialsystem, die 
Modalitäten seiner Umsetzung, die institutionel-
len und organisatorischen Entscheidungen und 
natürlich auch die beruflichen Praktiken. 

Obwohl viele Menschen, die mit Hindernis-
sen beim Zugang zu ihren Rechten konfrontiert 
sind, über Angstzustände oder sogar Depressi-
onen berichten (Lucas und Ludwig, 2019), 
erscheint es uns heikel, die Nichtinanspruchnah-
me von Rechten mit dem Begriff Phobie zu pro-
blematisieren, da dieser so viele verschiedene 
Vorbehalte, Befürchtungen und Ängste in Bezug 
auf unzählige verschiedene Themen und Kontex-
te abdeckt. Das Vokabular von Angst, Furcht und 
Phobie wird wahrscheinlich hauptsächlich von 
Forschern oder Fachleuten verwendet. (Um die 
Auswirkungen der Nichtinanspruchnahme von 
Rechten auf die psychische Gesundheit ab-
schliessend zu klären, erscheint es uns wichtig, 
zu erwähnen, dass verschiedene Arbeiten darauf 
hinweisen, dass die Nichtinanspruchnahme von 
Rechten und die fehlende Möglichkeit, diese 
geltend zu machen, starke negative Auswirkun-
gen auf die psychische, aber auch auf die physi-
sche Gesundheit der Betroffenen und ihrer Fa-
milien haben (Mazet, Revil, 2018; Lucas und 
Ludwig, 2019; Revil, 2021.) •
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